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Zur Nachverfolgung
Gekennzeichnet

Sehr geehrte Frau Kappel,
sehr geehrte Damen und Herren,

zum Erlass so genannter Vorgartensatzungen ist allgemein Folgendes zu sagen:

Auf Grundlage von § 91 Abs. l S. l Nr. 5 HBO können Gemeinden durch Satzung Vorschriften erlassen über die
Begrünung von baulichen Anlagen sowie über die Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen.
Diese Vorschrift stellt damit die Grundlage so genannter Vorgartensatzungen dar und wird aktuell oftmals im
Zusammenhang mit dem Verbot so genannter Steingärten erwähnt. Somit besteht grundsätzlich eine rechtliche
Grundlage für die Stadt auf die Gestaltung von Vorgärten einzuwirken. Auch besteht die Möglichkeit eine solche
bauordnungsrechtliche Satzung in den Bebauungsplan aufzunehmen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. m. § 91 Abs. 3 HBO).

Bei Erlass einer solchen "Vorgartensatzung" ist aber grundsätzlich zu beachten, dass diese nicht in den
Bestandsschutz eingreifen darf. Soweit also eine solche Satzung für das gesamte Stadtgebiet beschlossen werden
soll, ist also stets zu fragen, ob dies dem Erforderlichkeitsprinzip entspricht, das gesetzte Ziel überhaupt noch
erreicht werden kann. Anderenfalls wird vom Verstoß gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip auszugeben sein.
Vor diesem Hintergrund bietet sich der Erlass von Satzungen dieser Art - ebenso wie Gestaltungssatzungen nach §
91 Abs. l S. l Nr. l HBO - eher im Zusammenhang mit der Ausweisung von Neubaugebieten an, wo ein einheitliches
Gestaltungskonzept noch geplant und umgesetzt werden kann.
Zu beachten ist auch, dass zwar eine Bepflanzung vorgeschrieben werden kann, es aber zweifelhaft ist, ob man
tatsächlich so weit gehen darf, bestimmte Pflanzenarten vorgeben darf.

Weiterhin ist auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu Vorgartensatzungen hinzuweisen, wonach
örtliche Bauvorschriften nicht bodenrechtliche Regelungen "im Gewände von Baugestaltungsvorschriften" sein
dürfen. (BVerwG, Beschl. v. 10.07. 1997-4 NB 15/97)
Hieraus folgt, dass - wie allerdings häufig in Vorgartensatzungen zu sehen - über die örtliche Bauvorschrift nicht
verdeckt Einfluss auf die überbaubare Fläche genommen werden darf, indem Z. B. die Errichtung von Stellplätzen im
Vorgarten zu einem bestimmten Anteil untersagt wird. Solche bauplanungsrechtlichen Regelungen sind dem
Bebauungsplan vorbehalten.

Auch zu berücksichtigen ist, dass Sie als kreisangehörige Stadt zur Durchsetzung der in der örtlichen Bauvorschrift
enthaltenen Vorgaben auf ein Tätigwerden der Bauaufsicht angewiesen sind. Denn nach der in Hessen geregelten
Behördenstruktur ist diese vollziehende Behörde, auch wenn Sie als Stadt für den Erlass der Satzung zuständig sind.
Die HBO sieht nur für die Bauaufsichtsbehörden eine Ermächtigung zum Einschreiten vor, nicht für kreisangehörige
Städte und Gemeinden. Ihnen bleibt insofern die Möglichkeit, Bußgeldtatbestände in die Satzung aufzunehmen (s. §
86 Abs. l Nr. 23 HBO), wobei zu beachten ist, dass die Verhängung eines Bußgeldes nicht zwingend zu einer
Durchsetzung dersatzungsrechtlichen Pflichten führt.

Zu der Erarbeitung eines so genannten Gestaltungshandbuches ist zu sagen, dass dieses für den Bürger anders als
eine Satzung keinen bindenden Charakter hat. Dennoch besteht hiermit sicherlich die Chance, den Bürger über
Möglichkeiten derVorgartengestaltung aufzuklären und zu sensibilisieren und ggf. eine höhere Akzeptanz zu
erreichen.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.



Mit freundlichen Grüßen

Kirsten Vogelmann
Ass. iur.
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